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Ra 2019/11/0016 

Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie 2012/04/0145 E 25. März 2014 VwSlg 18812 A/2014 RS 1 

Stammrechtssatz 

Die Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes hat die grundsätzliche Zulässigkeit der Analogie auch 
im öffentlichen Recht wiederholt anerkannt. Voraussetzung hiefür ist freilich das Bestehen einer echten 
(d.h. planwidrigen) Rechtslücke. Sie ist dort anzunehmen, wo das Gesetz, gemessen an seiner eigenen 
Absicht und immanenten Teleologie, unvollständig, also ergänzungsbedürftig, ist, und wo seine 
Ergänzung nicht etwa einer vom Gesetz gewollten Beschränkung widerspricht. Da das öffentliche Recht, 
im Besonderen das Verwaltungsrecht, schon von der Zielsetzung her nur einzelne Rechtsbeziehungen 
unter dem Gesichtspunkt des öffentlichen Interesses zu regeln bestimmt ist, muss eine auftretende 
Rechtslücke in diesem Rechtsbereich im Zweifel als beabsichtigt angesehen werden. Eine durch Analogie 
zu schließende Lücke kommt nur dann in Betracht, wenn das Gesetz anders nicht vollziehbar ist oder 
wenn das Gesetz in eine Regelung einen Sachverhalt nicht einbezieht, auf welchen - unter dem 
Gesichtspunkt des Gleichheitssatzes und gemessen an den mit der Regelung verfolgten Absichten des 
Gesetzgebers - ebendieselben Wertungsgesichtspunkte zutreffen wie auf die im Gesetz geregelten Fälle 
und auf den daher - schon zur Vermeidung einer verfassungsrechtlich bedenklichen Ungleichbehandlung 
- auch dieselben Rechtsfolgen angewendet werden müssen (Hinweis E vom 8. September 1998, 
96/08/0207 und E vom 17. Oktober 2012, 2012/08/0050). 
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